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15 Jahrg

T h e i l.
A. Bekanntmachungen des Königlichen Landraths-Amts.

Nr. 405, Oels, den 5. December 1877.

Zur Klassensteuer-Veranlagung.
Nach § 28 des Gesetzes vom 1. Mai 1851, welcher

nebst den §§ 29 und 30 desselben in Betresf der
darin vorgeschriebenen Grundsätze bei Bemessung der
Höhe des jährlichen Einkommens der Steuerpflichti-
gen dem § 4 der Ministerial-Jnstrnction vom 29.
Mai 1873 gemäß zu berücksichtigen ist, können die
aus dem Grundbesitz ruhenden Steuern und Lasten
(d. i. Grund- und Gebäudesteuer, Rente und Auszug),
sowie ferner die Zinsen für hypothekarisch eingetragene
und andere Schulden von dem Einkommen in Abzug
gebracht werden, müssen aber auf Erfordern, und
zwar die Schulden unter Angabe des Namens und
Wohnortes des Gläubigers, sowie des Datums der
Schnldurkunde speciell nachgewiesen werden.

Obwohl nun Seitens der Gemeinde-Vorstände
und Einschätzungs-Commissionen in Ausübung der
ihnen obliegenden Pflichten der sorgfältigsten Gewitte-
lung resp. Prüfung der Besitz-, Vermögens-, Erwerbs-
und sonstigen Verhältnisse nach § 10 des Gesetzes
zwar alle ihnen zu Gebote stehenden Hilfsmittel be-
nutzt werden dürfen, so soll andererseits aber auch
jedes lustige Eindringen in die Einkommens- und
Verniögensoerhältnisse des einzelnen Steuerpflichtigen
vermieden werden. Da indeß nach einer vielfach ge-
machten Erfahrung in den Einkommens-Nachweisungen
oft mehr Schulden angegeben werden, als thatsächlich
vorhanden sind, und da ferner sehr häufig der Besitz
von Kapitalvermögen verschwiegen wird, was allemal
zu unrichtigen Einschätzungen führt; da ferner die
in Folge von Reclamationen erforderlich werdenden
Erhebungen und namentlich die Ermittelungen und
Feststellungen der wirklich vorhandenen Schulden große
Weitläusigkeiten und Verzögerungen verursachen, so
daß es dann häufig nicht möglich ist, die mitunter
sehr kurz demessenen Termine zur Einreichung an die
Königliche Regierung inne zu halten, so erscheint es,
um diesen Uebelständen abzuhelfen, geboten, daß die
Gemeinde-Vorsteher und EinschätzungssEommifsionsi
Mitglieder schon bei Zeiten und zwar noch vor der
Steuer-Einschätzung sich von dem Vorhandensein der

 

 

von den Steuerpflichtigen behaupteten Lasten und
Schulden durch Einsicht der betreffenden Quittungen
und Schuldurkunden Ueberzeugung verschaffen.

Namentlich aber wird es sich sehr empfehlen,
Seitens des Guts-—- resp. Gemeinde-Vorstehers erent."
unter Zuziehung der durch Handschlag zur Verschwie-
genheit zu verpflichtenden Einschätzungs—Commissions-
Mitglieder nach vorher gewonnener Ueberzeugung
von der Richtigkeit-, eine Nachweisung sämmtlicher
Hypotheken und anderer Schulden sowie eine der-
gleichen von allen außenstehenden Forderungen eines
jeden Steuerpflichtigen anzulegen, welche von dem
Guts-·- rein. Gemeindevorsteher zu vollziehen ist und
auf Erfordern jederzeit dem Unterzeichneten vorgelegt
werden kann.

Die hiernach aufzustellenden Nachweisungen haben
folgende Rubrik-en zu enthalten:
1. Name, Stand und Wohnort des Schuldners,

. Höhe der Schulden,

. Name, Stand und Wohnort des Gläubiger-s,

. Procentsatz,

. Datum der Schuld-Urkunde-

. Bemerkungen
Hierbei bemerke ich, daß den resp. Steuer-

pflichtigen bei der Aufforderung zur wahrheits-
getreuen Angabe ihrer Einkommens- und Vermö-
gensverhiiltnisse ausdrücklich zu eröffnen ist, daß im
Falle angegebener Schulden die Unmöglichkeit des
Nachweises derselben angenommen werden wird,
wenn sie die verlangten Urkunden oder Quittungen
in einer dazu zu bestiunnrnden Frist nicht vorlegen;

sowie ferner:
daß nach § 33 des Gesetzes vom l. Mai 1851
Derjenige, welcher bei Erörterung einer von ihm
erhobenen Reclamation auf die dieserhalb an ihn
ergangene Aufforderung wissentlich einen Theil
seines Einkommens verschwiegen oder zu gering an-
gegeben hat, in eine Strafe zur Höhe des vier-
fachen Jahresbetrag-s der Steuer verfällt, um
welche der Staat verkürzt worden ist oder verkürzt
werden sollte.

Die Formulare zu Schuldenverzeichnissen sind in
der hiesigen Ludwig’schen Buchdruckerei zu haben.
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Oels," den 3. December 1877.
Jm Anschlusse an meine Kreisblatt-Verfügung vom 2. v. Mts. bringe ich nachstehend in Gemäßheit

des § 9 der revidirten Hengst-Kör-Ordnung vom 8. December 1856 bie Nachweisung der Privatbeschäls
stationen im hiesigen Kreise für das Jahr 1878 zur öffentlichen Kenntniß.

 

 

 

 

     

- O r t — N ationaled. tes
5;: der Stationsherr. des thgxeetzd Bemerkungen.

' Veschälstation. Privat-Beschälers. « «

1. Klein-Peterwitz, Pietruski, Guts- Adonis, Rappen, 1M. 721/2 Ctm. 7 M. 50 Pf., gekört.
besitzen groß, 9 Jahr alt, I M. in den

Stall,

2. Schleibitz, Graf Yorck Soliman, Schimmel, l M. 72 10 M., gekökt.
v. Wartenburg, Ctm. groß, 14 Jahr alt,
Majoratsbesitzer,

3. Staate, Freiherr Arlon, Vraun, I M. 63 Ctm. groß, 14 M., 9915“-
v. Kessel-Zeutsch, 6 Jahr alt,
Majoratsbesitzer,

4. dto. dro. Saul, Dunkelbraun, 1 M. 60 Ctm. 14 M., gekött«
groß, 4 Jahr alt,

5. Lampersdokf, Hensel, Masti, Schimmer 1 M.721-2 Ctm. 8 M. incl. gefört.
Müllermeister, groß, 6 Jahr alt, Stallgeld,

6. dto. dto. Leuchnik, Braun, l M. 70 Ctm. 9 M. incl. gekökki
groß, 4 Jahr alt, Stallgeld,

Nr. .407. Oels, den 23. Juni 1877. gabe der Obligationen nebst den zu den vorstehend

Aufkündigung der ausgeloosten Kreis-Obligationen
des Kreises Oels.

Bei der heute im Veisein der Kreis-Commission
und eines Notars stattgefundenen Verloosung der
auf Grund der Allerhöchsten Privilegien vom 30. Oc-
tober 1865 und 27. November 1873 ausgefertigten
und am 2. Januar 1878 einzulöseuden Kreis-Obligatio-
nen des Kreises Oels sind nachstehende Nummern ge-
zogen worden und zwar:

a) von den unterm 2. Januar 1866 aus-gefertigten
Kreis-Obligationen :

Lit. A. ä 1500 Mark
Sir. 24.

Lit. B. a 600 Mark
Nr. 8.

Lit. C. a 300 Mark
Sir. 118, 215, 227, 244 und 317.

Lit. D. ä. 150 Mark
Sir. 53 unb 164.
Lit. E. ä. 75 Mark
Nr. 3, 75 unb 92.

b) von den unterm 22. Januar 1874 ausgefertig-
ten Kreis-Obligationen:

Lit. B. a 600 Mark
Nr. 16.

Lit. C. ä 300 Mark
Nr. 24.

Lit. D. ä 150 Mark
Sir. 31. «

Die Besitzer dieser zum 2. Januar 1878 hier-
durch gekündigten Obligationen werden daher auf-
gefordert, den Nennwerth gegen Quittung und Rück-

l 

—
-
—
-
—
-
-
-

 

sub a gedachten Obligationen gehörigen Zinscoupons
ser. III. Nr. 5 bis 10 Und den zu den sub h bezeich-
neten Obligationen gehörigen Zins-Coupons ser. I.
Sir. 9 bis 10 unb Talons, vom 2. Januar 1878 ab
bei der hiesigen Kreis-Eommunal-Kasse in Empfang zu
nehmen.

Eine weitere Verzinsung der ausgeloosten Obli
gationen findet von dem letztgedachten Tage ab nicht
statt, und wird der Werth der etwa nicht zurück-
gelieferten Coupons von den Kapitalien in Abzug
gebracht.

Gleichzeitig wird der Jnhaber der bis jetzt
noch nicht realisirten, unterm 22. Juni 1876 aus-
geloosten älteren Kreis-Obligation Lit. E. Nr. 45 über
75 Mark hierdurch erinnert, zur Vermeidung weiterer
Zinsverlnste die Valuta baldigst zu erheben. »

Vreslau, den 17. November 1877.

Polizei-Verordnung
betreffend Maßnahmen zur Vertilgung des Kolo-

radokäfers (Kartoffelkäfers).
Nachdem das Auftreten des Koloradokäsers neuer-

dings wiederum constatirt worden ist, und da bei der
außerordentlich raschen und starken Vermehrung dieses
gefährlichen Jusectes eine Vernichtung desselben nur
dann ausführbar erscheint, wenn dasselbe sofort da,
wo es sich zeigt, in seinen ersten Stadien mit allen
Mitteln verfolgt wird, dieses sofortige Einschreiten
aber voraussetzt, daß alle etwa verdächtigen That-
sachen ohne Verng zur Kenntniß der Behörden ge-
langen und dem Vorkommen des Käfers die schärfste

Nr. 408.
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Aufmerksamkeit gewidmet wirb, verordne ich auf Grund
des § 76 der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875
und des Gesetzes über die Polizei-Verwaltung vom
11. März 1850 unter Zustimmung des Provinzials
raths für den Umfang der Provinz Folgendes:

l. Jeder, welcher von dem Vorkommen des Rola-
radoläfers, seiner Eier, Larven und Puppen in
irgend einer Weise Kenntniß erhalten hat, ist
verpflichtet, hiervon sofort der Ortspolizeibehörde

- Anzeige zu machen;
2. Die von dem Eigenthümer, Nießbraucher oder

Pächter eines Grundstücks oder von damit von
ihm beauftragten Personen abgelesenen Käfer,
Eier, Larven und Puppen sind sofort an Ort
und Stelle zu vernichten. Die Aufbewahrung
der Käfer, Eier, Larven oder Puppen in leben-
Dem Zustande ist verboten. Wer sich bei Erlaß
dieser Verordnung bereits im Besitze lebender
Käfer, (Eier, Larven oder Puppen befindet, hat
solche sofort der Ortspolizeibehörde abzuliefern;

3. Jeder Eigenthümer, Nießbraucher oder Pächter
eines Grundstücks ist verpflichtet, die von dem
Landrath oder der Polizeibehörde angeordnete
Absuchung der Grundstücke gehörig auszuführen;

4. Das unbefugte Betreten eines Grundstücks zum
Zwecke der Absuchung desselben nach dem Rain:
radokäfer, seinen (Stern, Larven und Puppen ist
verboten;

5. Wer diesen Bestimmungen zuwiderhandelt, in-
gleichen wer es unterläßt, die von dem Landrath
oder der Ortspolizeibehörde angeordnete Ab-
suchung (§ 3) auszuführen oder diesen Anord-
nungen ungenügend nachkommt, sowie Derjenige,
welcher die von dem Landrath oder der Orts-
polizeibehörde Behufs Absperrung von Grund-
ftücken getroffenen Verfügungen übertritt, wird
mit einer Geldstrafe bis zu 30 Mark oder im
Unvermögensfalle mit verhältnißmäßiger Haftl
beftraft;‘

6. Eine gleiche Strafe trifft Denjenigen, welcher
es unterlassen hat, Kinder oder andere unter
seiner Gewalt stehende Personen, welche seiner
Aufsicht untergehen sind und zu seiner Haus-
genossenschaft gehören, von jenen Uebertretungen
abzuhalten.

Der Ober-Präsident der Provinz Schlesien.
(gez.) von Puttkamer.

Oels, den 3. Dezember 1877.
Vorstehende Polizei-Verordnung bringe ich hier«

durch zur öffentlichen Kenntniß.

Büro. 409, Breslau, den 30. November 1877.

Bekanntmachung.
Betrifft die Einziehung der Feuersocietäts-Beiträge

pro II. Semester 1877.
Ungeachtet der im Laufe des Jahres der Provinziali

Land · Feuer - Societät angemeldete Schadenaufwand
durch ungemein zahlreiche Brandfälle schon heute eine
bedeutende, in den letzten 25 Jahren nicht vorgekom-
mene Höhe erreicht, so wird es doch zuläßig, von den

   
 

nach § 25 des Reglements zu leistenden ordentlichen
Beiträgen pro lI. Semester 1877, wie dies in den
letzten Jahren geschehen, den Sorietätsgenossen einen
Betrag von zwanzig Procent zu erlassen und statt
eines 21/2fad)en‚ nur ein zweifaches Beitragssimplum
zu erheben. Für die mit dem 1. October c. zuge-
tretenen neuen Versicherungen ist dagegen nur der in
der Declaration ausgeworfene Quartalsbeitrag, für
ausnahmsweise Versicherungen aber der vereinbarte
Beitrag zu leisten. Reglementsmäßig sind die Bei-
träge vom 2. Januar 1878 ab an die Ortserheber
zu zahlen und von diesen an die betreffende Kreis-
Kasse abzuliefern, letzterer auch die vorgeschriebenen
Nachweise über etwaige Rückstände bis zum 3. Fe-
bruar k. J. in dnplo zu überreichen.

Gleichzeitig mit diesen Gebäude-Versicherungs-
Beiträgen sind die am 2. Januar k. J. fälligen Mo-
biliar·Versicherungs-Beiträge für das Jahr 1878 ein-
zuziehen und der Kreis-Kasse unter Anrechnung der
Hebegebühren abzuführen.

Die Provinzial-LandsFeuer-SocietätssDirection.
v. Uthmann.

Oels, den 28. November 1877.
Borstehende Aufforderung bringe ich hiermit zur

Kenntniß der Sorietätstheilnehmer und veranlasse die
Guts- und Gemeindevorstände des Kreises, die Bei-
träge von den Associaten im Monat Januar 1878
einzuziehen und die Ablieferung derselben mit den
Januar-Steuern durch die Ortserheber bei der hie-
sigen Königl. Kreis-Steuerkasse rechtzeitig bewirken
zu lassen.

Der Kreis-Feuer-SocietätsiDirector und
Königl. Landrath v. Rosenberg.

Breslau, den 15. November 1877.

Polizei-Verordnung
betreffend den Gebrauch Von Geläuten oder Schellen

bei Schlittenfuhrwerken.
Auf Grund des§ 76 der Provinzialordnung vom

29. Juni 1875 unb des § 6 des Gesetzes über die
Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 verordne
ich unter Zustimmung des Provinzialraths für den
Umfang der Provinz Folgendes:

§ l. Aus allen öffentlichen Wegen muß jedes
Schlittenfuhrwerk, und zwar auch in dem Falle, wenn
es zu einem aus mehreren Schlittenfuhrwerken be-
stehenden Zuge gehört, mit Geläute oder Schellen ver-
sehen sein.

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen vorstehende Vor-
schriftwerden, soweit nicht die im § 366 des Straf-
gesetzbuchs vom 15. Mai 1871 vorgesehenen Strafen
zur Anwendung kommen, mit Geldstrafen bis zu
30 Mark, im Unvermögensfalle mit verhältnißmäßiger
Hast bestraft.

§3. Die Bestimmungen der §§ 28 und 31
der Wege-Polizeiperordnung für den Regierungsbezirk
Oppeln vom 9.Februar1861,Amtsbl. pro1861 S. 37 ff.
werden hierdurch abgeändert, beziehungsweise ergänzt.

Der Ober-Präsident der Provinz Schlesten.
(gez.) von Puttkamru

Nr. 410.



« Oels, den 3. Dezember 1877.
Vorstehende Polizei-Verordnung bringe ich hier«

durch zur öffentlichen Kenntniß. '

Nr. 411, Breslau, den 20. November 1877.

Auf die Giugabe vom 5. v. Mis. genehmige ich
hierdurch, daß auch im Laufe des Jahres Achtzehn-
hundert Acht und Siebenzig in den bemittelteren
evangelischen Haushaltungen des Regierungsbezirks
Vreslau eine einmalige Sammlung milder Beiträge
in Form einer Hauscollecte zum Besten der hiesigen
Evangelifchen Herberge für Dienstmädchen ,,Martha-
stift« veranstaltet werde.

Die von dem Vorstande mit der Sammlung zu
beauftragenden Collectanten haben sich durch Vor-
zeigung dieser Verfügung oder einer beglaubigten
Abschrift derselben zu legitimiren.

Der Ober-Präsident
von Puttkamer.
Qels, den 1. Dezember 1877.

Vorstehenden Ober-Prästdial-Grlaß bringe ich
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß.

Nr. 412, Oels, den 3. Dezember 1877.
Nachdem durch die Sicherheitsordnung für nor-

malspurige Eisenbahnen Preußens vom 10. Mai 1877
auch bei Locomotivbetried eine Bewachung der Bahn-
Ueberwege nicht mehr für erforderlich erachtet worden
ist, sofern die Zuggefchwindigkeit 15 Kilometer in
der Stunde nicht übersteigt, wird auf den Antrag
der Rechte-Oder-Ufer-Eisenbahn-Gesellschaft mit Ge-
nehmigung der Königlichen Regierung hierdurch zur
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß eine Schließung
der Barrieren an den Ueberwegen über die Hunds-
feld-Sacrauer Pferdebahn für die Folge nicht mehr
stattfinden wird.

Nr. 413, Oels, den 6. Dezember 1877.
Die städtischen Polizei-Verwaltungen und die

Herren Amtsvorsteher des Kreises ersuche ich, mir
die Nachweisungen über die vorläufig entlassenen Straf-
gefangenen pro 1877 baldigst, spätestens bis Ende
d. M. zugehen zu lassen.

Wegen der Anfertigung dieser Nachweisungen
verweife ich auf meine Kreisblatt-Verfügungen vom
10. August und 15. Dezember 1874, Kreisbl. Seite
297 und 427. «

—_—.__.____.—_.—  
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Nr. 414. Oels, den 5. Dezember 1877.
Vereidet wurde unterm 4. August c. cer Lehrer

Herr Gottfried Hellmaun aus Gutwohne als
StandesbeamtensStellvertreter für den Standesamts-
bezirk Gutwohne

Nr. 415, Oels, den 1. Dezember 1877.
Druckfehler-Berichtigung.

Jn der Kreisblatt-Verfügnng vom 23. Novem-
ber c. (Kreisbl. S. 196), die Ursprungs-Atteste für
den Vreslaner Viehmarkt betreffend, muß es Zeile
10, ll heißen Amtsvotsteher und nicht Gutsoorsteher.

Der Königliche Landrath.
von Rosenberg.

B. Belanntmachuugen anderer Behörden.
Ludwigsdorf, den 4. Dezember 1877.

Auf dem Dominium Netsche ist die Klauenseuche
ausgebrochen. Jn Gemäßheit § 17 der Jnstruction
vom 19. Mai 1876 wird hiermit vor dem gesund-
heitsschädlichen Genuß roher, angefochten Milch von
seuchekranken Thieren gewarnt.

Der Amts-Vorsteher.
von Wedell.

 

Vrieg, den 2. Dezember 1877.

Steckbrief.
Der Schneidergeselle Wilhelm Herrmann

aus Wilhelminenort, Kreis Qels, ist verdächtig, seinem
Arbeitgeber Schneidermeister Hirsch zu Städtel, Kr.
Namslau, Mitte October c. einen blauen Tuchrock
mit Sammetkragen und einen dunkelgrünen Tuchrock
entwendet zu haben. Derselbe ist flüchtig geworben.

Es wird ersucht, auf den p. Herrmann zu
vigiliren, ihn im Betretungsfalle zu verhaften und
in das Gerichtsgefängniß zu Namslau abzuliefern.

Der Königliche Staats-Anwalt
Signale m e n r: Familiennamen: Herrmannz

Vornamen: Wilhelm; Geburtsort: Wilhelminenort,
Kreis Qels; Aufenthalt-Horn zuletzt Städtei, Kreis
Namslau; Religion: evangelisch; Alter: 25 Jahr;
Größe: 4 Fuß ll Zoll; Haare: dunkelblondz Stirn:
hoch; Augenbrauen: blond; Augen: braungrau; Nase
und Mund: gewöhnlich; Bart: dunkelblond; Zähne:
vollständig; Kinn: rund; Gesichtsbildung: oval; Ge-
sichtsfarbe: gefund; Gestalt: untersetzt; eprache:
deutsch; besondere Kennzeichen: das rechte Bein ist
kürzer als das linke.
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l. Beilage zu Neu 51 des Oels’er Kreisblattes.
ur erwaltungsreform. Freilich nur einen allgemeinen Arbeitsplan für

Die erste Verathung über die Städteordnungs-
Vorlage hat dem Minister Dr. Friedenthal Gelegen-
heit gegeben, sich alsbald auch über den Gesammt-
plan der Regierung für die Fortführung der Ver-
waltungsreform bestimmter, als es bisher möglich
gewesen war, auszusprechen.

Die Beunruhigung, welche sich in Betresf dieser
Angelegenheit beim Beginn der Session kundgegeben
hatte, war vorzugsweise durch die Gerüchte hervorge-
rufen worden. welche sich an das Abschiedsgesuch und
die einstweilige Beurlaubung des seitherigen Ministers
des Innern geknüpft hatten, und welche einen Still-
stand der seit sechs Jahren ins Leben gerafenen Ver-
waltungsreform als bevorstehend annahmen.

Zwar hatte der als stellvertretender Minister des
Jnnern berufene Minister Friedenthal den Gedanken
einer ,,Wandelung in der inneren Politik-« von vorn
herein entschieden zurückgewiesen und ausdrücklich
erklärt, daß die Staatsregierung entschlossen sei, die
Reform, wie sie mit der Kreisordnung von 1872
begonnen worden sei, in demselben Sinn und Geist,
welcher dabei obgewaltet habe, fortzuführen, —- aber
jene ersten vorläufigen Erklärungen hatten zunächst
nur die Wirkung, daß ein seitens der Fortschritts-
partei beantragter Ausspruch des Mißtrauens gegen
die Absichten der Regierung von der Mehrheit des
Abgeordnetenhauses abgelehnt wurde, indem dieselbe
vor weiterer bestimmter Stellungnahme zunächst die
von dem Minister in Aussicht gestellten näheren
Darlegungen über den von der Staatsregierung ein-
zuschlagenden Weg abwarten wollte-

Jn der Eröffnungsrede des Landtags war als
nächster Schritt zur Fortführung der Verwaltungs-
reform eine Ergänzung der Städteordnung im
Geltungsbereiche der neuen Kreis- und Provinzials
ordnung in Aussicht gestellt, durch welche die Ver-
waltung der Städte in Bezug auf die staatliche Aus-
sicht und die Verwaltungsgerichtsbarkeit « in das bisher
nur für das platte Land zur Geltung gelangte System
der Selbstverwaltung eingefügt werden soll.

Dieser Zufage entsprechend ist dem Abgeordneten-
hause kürzlich ein Gesetzentwurf über die Zuständigkeit
der Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte in
städtifchen Gemeindeangelegenheiten in den betreffenden
fünf Provinzen vorgelegt worden.

Bei der ersten Verathung dieser Vorlage hat der
Minister nicht verhehlt, daß die Regierung sich voll-
kommen bewußt fei, wie ungünstig die augenblickliche-
Lage für die gesonderte Behandlung eines solchen nur
ergänzenden und interimistischen Gesetzes sei, und daß
die Regierung mit der Verlegung nur eine ausdrück-
lich übernommene Verpflichtung erfüllen zu müssen
geglaubt habe.

Der Minister knüpfte sodann an diese Erklärung
die vorbehaltene weitere Darlegung über den Gesammt-
fortgang der Verwaltungsreform, indem er von vorn-
herein betonte, daß er jetzt in der Lage sei, die An-
schauungen und Absichten mitzutheilen, welche aus den
an den maßgebenden Stellen vereinbarten bestimmten
Grundlagen beruhen.  

ihr weiteres methodisches Vorgehen könne die Regie-
rung für jetzt andeuten, noch nicht den Inhalt der
einzelnen in Aussicht genommenen Gesetze.

Die Staatsregierung ist, wie der Minister er-
klärte, entschlossen, ohne Verzug an die Ausarbeitung
von besonderen Entwurer zu gehen, welche dazu be-
stimmt sind, für den ganzen nochübrigen Theil der
Monarchie, einschließlich Posen, die durch die Kreis-
ordnung vom December 1872 für fünf Provinzen
gelösten Aufgaben gesetzgeberifch zu lösen, gleichzeitig
hieran unmittelbar anschließend auch die Regelung
der provinziellen Verhältnisse. Diese Gesetzentwürfe
sollen von denselben Gedanken, von derselben Rich-
tung ausgehen, in welcher die Kreisordnung ver-
einbart worden ist.

Um aber dabei die besonderen Verhältnisse der
einzelnen Landestheile gebührend zu berücksichtigen,
sollen eingefessene Männer derselben zu Rathe ge-
zogen werden.

Die Regierung erkennt an, daß die in Rede ste-
henden Gesetze nicht ohne Eingriffe in die Kommunak
verhältnisse möglich sein werden, — auch werde zu
erwägen sein, ob nicht in einzelnen Landestheilen an
die Stelle des Kreises als Grundlage und Schwer-
punkt der Verwaltung andere Kommunalverbände zu
treten haben werden.

Als eine weitere gleichfalls sofort in Angriff zu
nehmende Aufgabe bezeichnet es der Minister, dem
anfertigen Zustand der Reform in den fünf östlichen
Provinzen nach der Seite des Zusammenhangs mit
den Staatsämtern abzuhelfen und das Werk zu einem
fertigen zu machen durch Neugestaliung der Staats-
behörden im Zusammenhange mit der Selbstverwal-
tung. Hierbei werden sich auch die Gelegenheit und
die Nothwendigkeit finden, den in der neuen Organi-
iation hervorgetretenen Uebelständen und Beschwerden-
soweit sie begründet seien, abzuhelfen, damit die neuen
staatlichen Einrichtungen immer mehr in allen Kreisen
als ein werthvolles Vesitzthum erkannt werden und
im Volke feste Wurzel schlagen.

Jn Bezug auf die Umgestaltung der kommunalen
Verhältnisse erklärte der Minister im Hinblick auf
die bei den vorigen Verhandlungen hervorgetretenen
großen Meinungsverschiedenheiten, daß die Regierung
auch die Kommunalverhäitnisse für verbesserungs-
bedürstig halte, daß aber ein sofortiges gleichzeitiges
Erfassen dieser Aufgabe mit dem erwähnten weiteren
Ausbau nur ein Scheitern beider Aufgaben zur Folge
haben würde, deshalb habe er die Revision der Kom-
munalverfassung nicht als einen unabweislichen Theil
des zunächst vorliegenden Abschnitt-s der Reform an-
sehen können. Die kommunale Reform, wenn sie
gelingen solle, müsse in der Richtung vorgenommen
werden, daß das Kommunalwefen selbstständiger und
unabhängiger von der Staatsgewalt werde, —- als
Gegengewicht gegen diese Befreiung müsse das eigene
starke Gesüge der Staatsbehörden erst gesichert fein,
die gesetzliche Regelung der Staatsämter müsse daher
vorhergehen.

 



Nach der Darlegung dieses Plans wies der Mi-
nister darauf hin, wie in den Absichten der Regierung
gewiß kein Gedanke der Reaktion oder Umkehr, mit-
hin keine Verschlechterung der bisherigen Aussichten
zu finden sei. Er sprach schließlich die Hoffnung aus,
daß der entwickelte Plan die Billigung des Hauses
finden-und zum Wohle des Vaterlandes gereichen werde.

Der Plan zur Fortführung der Ver-
waltungsreform.

Rede des stellvertretenden Ministers des Innern
Dr. Friedenthal

bei der ersten Lesung der Vorlage in Betresf der
Städteordnnng in der Sitzung des Abgeordnetenhauses

vom 4. Dezember.
Der vorliegende Entwurf ist nicht als eine Ge-

setzgebungsmaßregel von selbstständiger Bedeutung,
sondern lediglich als eine Ergänzung des Zuständig-
keitsgesetzes angekündigt worden. Als das Zuständig-
keitsgesetz von der Staatsregierung mit diesem hohen
Haufe vereinbart wurde, sah man von der Regelung
der Verhältnisse, welche für die Stadtgemeinden von
Bedeutung waren und welche an und für sich in den
Rahmen des Zuständigkeitsgesetzes gehört hätten, ab,
weil gleichzeitig eine Vorlage über die Reform der
Städteordnung vorlag, weil man um der Zusammen-
gehörigkeit des städtischen Gemeinderechts willen es
vorzog, die betreffenden Punkte nicht in dem Zustän-
digkeitsgesetz zu erörtern, sondern in der Städteordnung.

Wenn die Staatsregierung davon abgesehen hat,
in dieser Session den Entwurf einer Städteordnung
vorzulegen, so mußte sie sich für verpflichtet erachten,
den damals bei Berathung des Zuständigkeitsgesetzes
gemachten Vorbehalt ihrerseits zu erfüllen. Diese
Bedeutung hat lediglich die vorliegende Novelle.
Innerhalb dieser Schranken liegt in derselben keine
Verstärkung der büreaukratischen Machtvollkommenheit
der Staatsregierung und ihrer Organe, sie bietet
überall Abtretung früherer büreaulratischer Machtbe-
fugnisse an die Selbstverwaltungsbehörden, sei es an
die Behörden der Verwaltungsjustiz, sei es an die-
jenigen Behörden, welche aus Staatsbeamten und
Laien zusammengesetzt sind. Die Staatsregierung
konnte sich nicht verhehlen, daß diese Lage für sie
ungünstig ist, weil das, was unter den früheren Um-
ständen Ihnen vielleicht ganz erwünscht gewesen wäre,
weil diejenige Abtretung von Befugnissen an die Ver-
waltungsjustiz, an die Laienbehörden, welche an und
für sich für Sie einen gewissen Werth gehabt hätte,
solchen in dem Augenblicke verliert, wo sie an Stelle
eines Gesetzes tritt, welches früher in weit ausge-
dehnterem Maße den Wünschen des Hauses Rechnung
trug. Ungünstig ist aber die Situation ferner des-
halb, weil Sie natürlich sich scheuen, durch ein solches
Gesetz etwa auf weitere Forderung zu verzichten. Un-
giinstig ist die Situation ferner deshalb, weil es sich
offenbar mehr oder minder um interimistische Fest-
setzungen handelt und weil wir, wenn wir an die
Frage der Behörden-Organisation überhaupt heran-
treten, auf biefe Punkte nochnials werden zurücklomi
men müssen. '

Wenn nun trotz der Ungunst ihrer Lage die
Staatsregierung sich nicht gescheut hat, diese Novelle

 

  

    

Ihnen vorzulegen, so war für sie der Grund bestim-
mend, daß nach den früheren Vorgängen sie sich hierzu
verpflichtet hielt. Diese Bedeutung allein hatte die
anfangs der Sefsion von mir abgegebene Erklärung.

Es liegt in der Natur der Sache, bei dem Ein-
tritt in die Berathung eines Gesetzes, wie das vor-
liegende, auf die Frage über den Gesammtvorgang
der Verwaltungsreform zurückzukommen, um sich klar
zu machen, wie verhält sich dieses Gesetz zu den Sta-
dien der Verwaltungsreform, die bisher noch nicht
erledigt sind. Da stehe ich nicht an, heute, nachdem
ich es kann, da ich heute nicht blos persönliche An-
schauungen äußere, sondern befugt bin, Anschauungen
zu äußern, die auf objektiven und vereinbarten Grund-
lagen, auf den Grundlagen beruhen, welche von den
maßgebenden Faktoren festgesetzt sind, an dieser Stelle
der Frage näher zu treten. Ich nehme an, daß man
mit dem wiederholt von der Staatsregierung über
den Fortgang der Verwaltungsreform geforderten
Plan nicht den näheren sachlichen Inhalt bezeichnet-
denn wollte man einen solchen geben, in allgemeinen,
deshalb verschwommenen Umrissen, so würde nichts
gewonnen sein, es würden sich daran alle Folgen doc-
trinärer allgemeiner Programme knüpfen ohne irgend
einen Vortheil gewonnener Klarheit. Wollte man
aber das materielle Inhaltsverzeichniß so ansehen,
daß es den völlig greifbaren, ineinander greifenden,
sachlichen Grundriß angäbe, so wäre dies eine Rie-
senarbeit. Wären wir so weit, so würden wir im
Stande sein, in kurzer Frist die Gesetze vorzulegen und
den Fonds des Grundgedankens in die kleine Münze der
Paragraphen umzusetzen. Eine solche Arbeit in die-
sem Augenblick zu leisten, ist vollkommen unmöglich,
ich bin auch überzeugt, daß Sie sie nicht von der
Staatsregierung fordern. Ich nehme also an, daß
Sie von der Staatsregierung einen Arbeitsplan ver-
langen, wie sie überhaupt des Weiteren methodisch
an die Fortführung dieser OrganisationssArbeit gehen
will, unb daß Sie verlangen, soweit über das Ganze
der Arbeit Licht zu erhalten, daß man im Stande ist,
von den Zielen der Stellung und der Regierung zur
Sache sich ein Bild zu machen.

Von diesem Gesichtspunkt aus erkläre ich nun,
»daß die Staatsregierung entschlossen ist, ohne Ver-
zug an die Ausarbeitung von besonderen Entwiirfen
zu gehen, welche dazu bestimmt sind, für den ganzen
Rest der Monarchie, einschließlich Posen, dle durch
die Kreisordnung vom Dezember 1872 für fünf Pro-
vinzen gelösten Aufgaben gesetzgeberisch zu lösen,
gleichzeitig hieran unmittelbar anschließend auch die
Regelung der provinziellen Verhältnisse. Es werden
diese Gesetzentwürfe getragen sein von denselben Ge-
danken, von derselben Richtung, in welcher die Kreis-
ordnung feiner Zeit mit Ihnen vereinbart worden
ist« Wenn ich ausspreche, daß diese Regelung eine
gleichzeitige sein, wenn ich es betone, daß sie inner-
lich harmonisch zusammenhängend sein muß, weil sie
nicht eine Sammlung von zufällig zusammengewürfel-
ten Gebieten, sondern den einheitlichen Staat umfas-
sen soll, wenn ich als selbstverständlich voraussehe,
daß, wenn eine andere Regelung, als eine harmonische
in der Beziehung vorläge, man an die Grundlagen
des preußischen Staates schädigende Hand legen würde,



wenn ich dies Alles voraussetze, so liegt andererseits
auf der Hand, daß diese Regelung nicht in einem Ge-
setze erfolgen kann, sondern je nach den Verhältnissen
im Anschluß an bie besonderen Verhältnisse die Rege-
lung vorgenommen werden muß. Es wird das ge-
rade der Punkt sein, wo für die Regierung die An-
regung maßgebend sein wird, eingefessene Männer in
den einzelnen Landestheilen zu Rathe zu ziehen, welche
genau über die Bedürfnisse derselben unterrichtet sind,
um die richtigen Wege zu zeigen.

Es liegt ferner in der Natur der Sache, daß
Gesetze, wie die von mir angekündigten, nicht ohne
Eingriffe in die Kommunalnerhältnisse erlassen werden
können, es liegt ganz aus der Hand, daß, wenn wir
dasjenige Baugeschoß weiter aufrichten wollen, welches
wir mit der Kreisordnung begonnen haben, wir den
Verband suchen müssen, den dieses Geschoß, diese
Etage mit den unter ihr liegenden Geschossen hat,
und wenn wir einen solchen Verband fest herzustellen
beabsichtigen, uns dabei an bie Regeln der Baukunst
zu halten haben, diejenigen kommunalen Aenderungen
zu treffen, welche unerläßlich sind, wenn nicht ein
mangelhafter lockerer Verband eintreten soll. Ebenso
haben wir bei der Kreisordnung gehandelt.

So möge gleich an dieser Stelle betont werden,
daß, wenn die Kreisordnung als das Grundlegende,
als das Maßgebende bezeichnet wird, damit der Frage
nicht vorgegriffen werden soll, ob überall das, was
wir in fünf östlichen Provinzen Kreis nennen, der-
jenige Kommunalverband sein wird, in welchen der
Schwerpunkt der Verwaltung zu legen ist, ob nicht
vielleicht in einzelnen Landestheilen andere Kommunal-
verbände hierzu geeignet sind. Das ist eine solche
Frage, von der ich annahm, daß sie in Zusammen-
hang mit der kommunalen Entwickelung der einzelnen
Landschaften steht, daß man nicht von vornherein
programmartig ein bestimmtes Urtheil abgeben kann.

Die Staatsregierung aber kann sich nicht ver-
hehlen, daß wir in einem anfertigen Zustande in den
fünf östlichen Provinzen uns befinden, die Staats-
regierung verkennt nicht, daß gerade diese unfertig-
keit nach der Seite des Zusammenhangs mit den
Staatsämtern ein erheblicher Grund für alle die
Beschwerden ist, welche sich gegen die ganze Organi-
sation wenden. Es ist ganz unmöglich, daß in einer
Staatsmaschine zwei große Räderwerke neben einander
sind, ohne mit einander in Verbindung sich zu be-
finden. Diese Räderwerke müssen in einander greifen
und einander fördern. So lange dies nicht geschieht,
meint die Staatsregierung, könne man über das
Ganze und Große der Organisation auch seitens der
Bevölkerung nicht zu einem bestimmten Urtheil
kommen. Jst es aber so,. dann muß die Staats-
regierung in demselben Augenblick, wo sie an die
Ausdehnung jener Gesetze, die ichhier angeführt habe,
auf die Gesammtmonarchie denkt, auch gleichzeitig
daran gehen, dies unfertige Werk zu einem fertigen
zu machen. Auch dazu ist die Staatsregierung ent-
schlossen. Sie wird ohne Verzug in demselben Augen-
blicke, wo sie an die Ausarbeitung des ersten von mir
dargelegten Gesetzes geht, auch an ein Gesetz über die
Neugestaltung, über die Veränderung der Competenzen
der Staatsbehörden, in Bezug aufund in Verbindung
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mit den Institutionen der Selbstverwaltung, wie sie
bisher geschaffen worden sind, treten. Dieses Gesetz
aber, welches in einem wesentlichen Theil wiederum
die Zuständigkeit regelt, wird natürlich auf dieselben
Fragen kommen, die wir in einem Theil der Pro-
vinzialordnung und in dem Zuständigkeitsgesetz geregelt
haben. Deshalb wird das Gesetz die Stelle sein, wo
wir diejenigen Aenderungen vorzunehmen haben, welche
uns das Bedürfniß nachweist. Es ist das eine Stelle,
die keine fundamentale Revision erfordert, die Grund-
lagen des Geschaffenen nicht in Frage stellt, sondern
wo unbefangener und natürlicher Weise durch den
Zusammenhang der gesetzgeberischen Aufgabe dazu ge-
führt wird, diejenigen Mängel zu beseitigen, welche
man dann zu beseitigen entschlossen sein wird.

Nun ist es richtig, was neulich hier ausgeführt
ist, daß die über die Neuorganifation geäußerten Be-
schwerden weit übertrieben sind und zum großen Theil
von Gegnern ausgehen. Es mögen bei der raschen
Ausführung der Kreisordnung Unebenheiten vorge-
kommen sein, die Mißbehagen hervorgeruer haben,
vor Allem aber bitte ich, den Zustand der Unfertigs
keit nicht zu vergessen, der gewiß das allergrößte Uns
behagen hervorruft, denn wer wohnt gern in einem
unfertigen Hause und hört gern das Hämmern und
mitunter den Streit der Bauleute über die Art und
Weise, wie man den Bau fortführen soll. Wenn das
Alles richtig ist, so bleibt doch immer noch bei stren-
ger Beurtheilung ein Theil von Beschwerden übrig,
der unzweifelhaft ohne Unterschied der Parteigruppi-
rung zu Tage tritt und an dem man von uns —-
ich meine »uns beide« (Regierung und Landesvertres
tung) ——- erwartet, daß wir beide Träger der Gesetz-
gebung diese Abhülfe schaffen.

Wer aber davon durchdrungen ist, daß die
Grundgedanken dieser Gesetzgebung heut noch richtig
sind, wie vor fünf Jahren, wer, wie ich damals mich
ausdrückte, wie im Militär jeden Wehrpflichtigen, das
ganze Volk in den Staatsdienst einstellt, der wird den
lebhaften Wunsch empfinden, daß diese staatlichen Jn-
stutionen als ein werthvolles Besitzthum erkannt wer-
den, daß sie feste Wurzel in dem Volke schlagen. Will
man das, so muß man das Erz von den Schlacken
sondern. Wenn dem aber so ist, so kann ich vielleicht
jetzt Aeußerungen von mir, die nach meinem Dafür-
halten unnöthigerweise zu einer principiellen Differenz
erhoben worden sind, Aeußerungen, die lediglich eine
abweichende Methode bezeichneten, so erklären, daß
jene Mißstände nach meinem Dafürhalten in höherem
Grade ausgeschlossen werden, als es mir damals
möglich war. Jch habe damals gesagt, daß die Staats-
regierung einer Umgestaltung der kommunalen Ver-

· hältnisse principiell nicht entgegen sei, daß die Regie-
rung weit davon entfernt sei, mißzukennen, daß die
bestehenden Kommunal - Ordnungen in vielen Bezie-
hungen verbesserungsfähig sind, daß aber die noth-
wendige Revision nicht als integrirender Bestandtheil
desjenigen gefetzgebrischen Abschnittes der Reform an-
gesehen werben soll, der zunächst vor uns liegt.
Was ich unter diesem Abschnitt verstehe, habe
ich Ihnen jetzt gesagt. Jn der Situation zu
Anfang dieser Session war die Staatregierung
vor allen Dingen verpflichtet, eine feste und bestimmte



Entscheidung über den einzuschlagenden Weg zu treffen.
Man stand vor einem Scheidewege. Der eine Weg
hätte darin bestanden, daß man in das Stadium vor
der Kreisordnung zurückgegriffen, daß man gesagt
hätte, wir wollen die Kreisordnung besser fundiren,
wir wollen an die Reform der Gemeindeordnung gehen.
Der andere Weg bestand darin, daß man sagte, wir
wollen die bei der Kreisordnung zusammengeschlun-
genen und in dem weiteren Verlauf der Entwickelung
zu Boden gefallenen Fäden wieder aufnehmen, wir
wollen nach zwei Richtungen hin fertig machen, was
halb fertig ist, wir wollen fertig machen, was sich
bisher nur auf einen Theil des Staatsgebietes er-
streckte, und zweitens wollen wir eventuell das fertig
machen, was eben unfertig ist, so lange die Standes-
ämter in die Organisation nicht eingreifen. Die Frage
stand ,,entweder —- ober”. Ein gleichzeitiges Bear-
beiten beider Aufgaben hätte nicht zu einer Vollen-
dung beider, sondern zu einem Scheitern beider Auf-
gaben geführt, zu einer Stockung und Reaktion, zu
einer unfruchtbaren Periode. Deshalb entschied sich
die Staatsregierung für den Weg, den ich im ersten
Theile meines Vortrags Ihnen vorgeführt habe. Da-
für war auch der zu wiederholten Malen ausgespro-
chene Wunsch des Hauses maßgebend, die Kreis- und
Provinzialordnung auf den Rest der Monatschie zu er-
strecken, ferner die Befürchtung, daß die Institutionen
sonst mehr oder weniger Boden in dem Volke verlie-
ren müßten, daß man nicht den Zustand des unferti-
gen bestehen lassen durfte, der zur Diskreditirung des
an sich Guten führen mußte, und daß man in dem
Augenblicke, wo man die traditionelle Grundlage des
preußischen Staatsrechts, das Beamtenthum, in seiner
Eigenart erschütterte, man neue Verhältnisse formiren
mußte, um die Beamten über ihren Wirkungskreis
und ihre Stellung vollkommen sicher und klar werden
zu lassen. Dazu kam, daß eine Städte- und Land-
gemeindeordnung in jenem Augenblicke gar nicht vor-
gelegt werden konnte. Die Staatsregierung ist sich
darüber klar, daß Sie eine neue Städte-Ordnung nicht
annehmen werden, die nicht eine wesentliche Befreiung
von der bisherigen Staatsaufsicht enthält und das
Kommunalwesen selbstständiger und unabhängiger von
der Staatsgewalt stellt. Ist das aber richtig, fo muß
vor allen Dingen die Staatsregierung sich fragen:
Wo ist das Gegengewicht gegenüber dieser Emanzis
pation, gegenüber einer solchen Decentralisation? Die
Staatsregierung muß in dieser Beziehung bestimmt
und klar übersehen, wie ist die Gestaltung der Staats-
ämter, welche Bürgschaften bieten sich in dem ganzen
Gesüge derselben dafür, daß die für den Bestand, für
die innere Festigkeit des Staates nothwendigen Rechte
erhalten bleiben? Die Staatsregierung glaubt des-
halb, daß eine gesetzliche Regelung der Staatsämter
unerläßliche Voraussetzung für diejenige Emanzipation
und Deeentralisation ist, welche in der Gemeinde-
Ordnung ihren Ausdruck finden wird.

Dies führt mich auf die städtische Polizei. Die
Folgen der Entwickelung des Begriffes Polizei, wie
er sich in Preußen aus der Natur des Staatswesens
und der Geschichte entwickelt hat, ist jene Zusammen-
setzung des Begriffs Polizei, wie er bei uns besteht.
Man wird dem Staate dasjenige erhalten müssen,

  
 

was zu seiner Existenz nothwendig ist. Deshalb wird
man auch diese Frage des stridtischen Gemeinderechts
nicht eher lösen können, als bis man den klaren Auf-
bau vor sich hat, den die Staatsbehörden in unserem
Gemeindewesen in Zukunft einnehmen.

Nach diesen-Darlegungen muß der Gedanke aus-
geschlossen sein, daß wir es mit Ideen zu thun haben,
welche auf eine Reaktion und die Verschlechterung der
Situation hingehen.

Daß es mir möglich sein wird, in der nächsten
Sesston die fertigen Gesetze vorzulegen, kann ich nicht
sagen, es wäre das anmaßend, weil ein gewissen-
hafter Mann die Stunde nicht bezeichnen kann, bis
zu welcher er eine solche Aufgabe fertig stellen kann.
Ebensowenig möchte ich aussprechen, daß es nicht aus-
führbar ist. Die Aufgabe wird unter Hinzuziehung
außerordentlicher Kräfte betrieben, um den von dem
gewohnten Gange abweichenden Verhältnissen Rech-
nung zu tragen. Die Arbeit ist bereits begonnen
und es sollen diejenigen Selbstverwaltungsbehörden
zu Rathe gezogen werden, die aus eigener Erfahrung
und ihrer Neigung zu den Institutionen am ehesten
im Stande fein werden, über nothwendige Verände-
rungen sich zu äußern.

Zum Schluß sehe ich mich zu einigen persönlichen
Bemerkungen gezwungen durch die Auslegungen, die
matt meiner neulichen Erklärung über meine Geschäfts-
führung gegeben hat und die gewiß nach der heuti-
gen Auseinandersetzung in verstärktem Maße wieder-
kehren werben. Sie gingen dahin, daß in meinem
Auftreten eine vorweg genommene Besitzergreifung
des Ressorts des Innern liege. Als ich aus Wunsch
Sr. Majestät die Stellvertretung des Ministers des
Innern übernahm, hätte ich entweder die Sache in-
terimistisch behandeln können, um äußerlich die Ge-
schäftsmaschine nicht ins Stocken gerathen zu lassen,
indem ich mich Ihnen gegenüber mit einetn diploma-
thischen Achselzucken hinter die interimistische Natur
meiner Amtsführung verschanzt hätte. Es wäre diese
dilatorische Art der Geschäftsführung für mich die be-
quemere gewesen. Der andere Weg bestand darin,
das Amt zu führen, als wenn ich es als Eigenthümer
besäße —- daher keiner grundsätzlichen Entscheidung
auf dem Boden der Verwaltung und der Gesetzgebungs-
arbeit aus dem Wege zu gehen, sondern wie ein wirk-
licher Minister des Innern zu handeln. Ich wähle
diesen Weg als den pflichtmäßigen und verfassungs-
mäßigen.

Daraus folgt zweierlei, einmal, daß es eine in
der parlamentarischen Geschichte fast beispiellose Un-
billigkeit wäre, wenn Sie mich persönlich verantwort-
lich machen wollten für die lediglich in der Situa-
tion liegende Schwierigkeit, und zweitens, daß man
aus dieser Art meiner Geschäftsführung keinen Rück-
schluß auf die Dauer dieser Geschäftsführung ziehen
darf. Ich werde mich dabei niemals durch die Per-
speetive auf die definitive Entscheidung über die Fort-
führung der Geschäfte des Innern leiten lassen, ich
werde mich immer durch meine Amtspflicht und das
Wohl des Staates leiten lassen bei dem Plane der
Fortführung der Verwaltungs-Organisation, von dem
ich hoffe, daß er Ihre Billigung finden und zum
Wohle des Vaterlandes gereichen wird.
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Ueber Spieliverke.
Jm Jnseratentheile unseres Biattes sinden unsere verehrten

Leser und schönen Leserinnen wiederum, ivie alljährlich, die Em-
pfehlungen der weltberühmten Spielwerke von Herrn J.H. Heller
in Bern. Derselbe liefert diese so allgemein beliebten Werke
in einer geradezu staunenerregenden Vollkommenheit; wir können
daher Jedermann nicht warm genug empfehlen, stch ein Spiel-
werk anzuschaffen, und bietet die bevorstehende Weihnachtszeit
die schönste Gelegenheit hierzu; kein Gegenstand, noch so kostbar,
ersetzt ein solches Weit-

Was kann wohl der Gatte der Gattin, der Bräutigam
der Braut, der Freund dem Freunde Schöneres und Willkoms
meneres schenken? Denjenigen in vorgerücktern Jahren ver-
gegenwärtigt es glücklich verlebte Zeiten; eströstet den unglück,
lich Liebenden; es klagt, lacht und hofft mit ihm; dein Leidenden
dem Kranken gewährt es die angenehmste Zerstreuung; dem
Einsamen ist es ein treuer Gesellschafter; es erhöht die Geniüths
lichkeit der langen Winterabende im häuslichen Kreise u. s. w.

Werk zur Unterhaltung ihrer Gäste angeschafft. Die gemachte
Ausgabe hat dieselben, wie uns von mehreren seiten bestätigt
wird, nicht gereut; es erweist sich somit auch deren praktischer
Nutzen aus Evidenteste und möchten wir allen Herren Wir-
then rathen, sich ohne Säumen ein Spielwerk anzuschaffen, da
die Gaste stets dahin wiederkehren, wo ihnen eine solche Unter-
haltung geboten. -'

. Wir bemerken noch, daß die Wahl der einzelnen Stücke
eine fein durchdachte ist; die neuesten, sowie die beliebtesten älteren
Opern, Oper·etten, Tänze und Lieder heitereii und ernsten Genres
finden sich in den Heller’schen Werken aus das Schönste
vereinigt. Kurz, wir können keinen ausrichtigeren und wohl-
meiiienderen Wunsch an die geneigten Leser und Leserinnen un-
seres Blattes aussprechen. als den, sich recht bald in den Besitz
eines Heller’schen Spielwerks zu fegen; reichhaltige illustrirte
Preis-Courante werden Jedermann sraneo zugesandti
W Wie wir vernehmen, werden von Händlern gewöhn-

lich andere Werke für Heller’sche angepriesenz jedes seiner Werke
und Dosen» trägt seinen Namen; alle anderen sind fremde-
auch diejenigen mit geschriebenen Namen.. «

Hervorheben möchten wir noch ganz besonders die nur zu
lobende Jdee vieler der Herren Wirthe, die sich ein solches

Kirchliche achrikhtenr l
Am 2. Advents-Sonutage

predigen zu Oels:

. Jn der Schloß- und sJSfainrfitdie:
Frühpredigt: Herr Propst Thielmann.
Amtspredigt: Herr Diatonus Krebs.

(Schubert’sche Stistspredigt.)
Nachm.-Pr.: Herr Superint. Ueberschär.
81/, Uhr Beichte : Herr Superint Ueb ersch är.

In der Propsttirche:
Früh 9 Uhr: Militärgottesdienst. Herr Propst
Thielmanu. .

Wochenpredigtx _ ‚
Donnerstag,den 13.Deeeinber, Vorm. 81X,«Uhr,

Herr Superintendent Ueberschär.
Montag, d. 10. Deebr., Abends 7 Uhr, in der

St. Salvators Kirche Bibelstunde: Herr
Propst Thielmaniiz

 Wir rathen Jedermann, sich direkt an dasHaus zu wenden.

 

VorselJiTFVerein zu Orts
(Eingetragene Genossenschaft „

Laut Beschluß der General-Versammlung Vom 25. cr. ist das
Mitglied"er-«Gu«thaben ""b"o·n 150 Mark auf «M)"0 ""M·a·rk erhöht worden
und sind die Nachzahlungen Von heut an laut §§ 57 und ‘58 des
Statuts zu leisten. —,;.-·»

Wir machen zugleich darauf aufmerksam, daß etwtfijjeisxvm-
schreibungen vom Spar-Conto auf das Mitglieder-GuthabeiiLConto
der Zinsenzahlung wegen nur bis zum 15. Dezember 1877 erfolgen
können, baare Einzahlungen hingegen werden auch in dieser Zeit angenommen.

Oels, den 26. November 1877.
Der Vorstand.
 Ziir ges. Beachtung!
  200——300 Cir. rathe Zwielicht

·luiriosseln, » , l
20—25 Etr. schöne Geselle,
30.. Etr. gelbe innim, s
l fette-z Hiljivein siijerliaiist

Wirthschnsts-Anit
des Domininin Celline,

. . Post Lajixipersdors
 

 «-

Sihon über 20 Jahre! s
istdex (85., A. W. Ma,hc«r’"sche weiße ;
Brust-Syrin- dasbewährteste undbeste ‘
Haus- und Genußinittel bei allen Husten,
Briistschmerzen, Heiserkeit u. Verschleimung
undspjedem Lungenleiden, sowie Schwind-
suchtshusten und dein Blutspeien l

Laster biete-. Italiens-F .
 

 

D Schock slächsenes rohes-
Garn

verkaiift Äuguät ZWirner, Juliusburg.
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Z Donnerstag, den 13. December-, E111
1 im Schiiizenhausu I1
( ·" «

i Theater- Vorstellung
J von geschätzten hiesigen Dilettanten. II

; Zum Besten armer Schiller. Es
J Zur Ausführung gelangt: C1

; __ C i t r o ii e n. c:
; original-Lustspiel in 4 linsziigeii von Julius Rosen. II

1 . Zum Schluß: II

; Grand pas de valse. II
z » Preise der wage: II
« Vummerirter Platz l M. 2. Platz 60 Ps. Gallerie 30 Ps. «
j Familien-Billets zu 3 Personen auf nummerirten Platz ä Person ?
: 80 Pf. sind»voii Montag, den 10. December ab bei den Herren (
1 Gruneborger und Arthur Schotlz zu haben. 1
J . (
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Gesinde-D en buchcr empfiehlt . Ludwng.
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(chht und Ehe-umarman
deren Lähmungen und andere innerliche und äusserliche seither für unheilbar

gehaltene Krankheiten. «
Leidenden jeden Grades, denen schon längst nichtmehr in den
Sinn gekommen ist, noch dieses oder jenes für ihr Leiden zu ge-
brauchen und die kostbare Gesundheit wieder zu erlangen, ist
dennoch eine Hoffnung geblieben. sich von ihrem jahrelangen
Elend befreien zu können, mögen die Leiden innerllche oder äus-
eerliolre, mögen nur einzelne oder alle Körpertheile alficirt sein. .

Dem Darsteller der llloessinger’schen Mittel hat es unsäg-
liche Mühe gekostet, bis es ihm gelungen ist, durch seine neue
Hellmethode:Ablagerungen (Verknorpelungen) im verharrt-ten _
Zustande wieder zu erweichen und zum Vertheilen zubringen, '
wodurch allein das Gelenk, resp. die Sehne wieder in die
frühere Lage greifen kann und die Circulation des Blutes wie-
derhergestellt wird, ferner jene leidenden Theile, welche vor- _

« her gekrümmt waren oder in Folge der Schmerzen nicht bewegt
\ werden konnten, sowie die leidenden Theile, welche bereits .

gefühllos geworden waren, wieder zu beleben und zu kräfti-
__ gen. Die hartnäckigste und langjährige Kopfgicht wird ge- «

«»JZ-cs— lindert in einer Minute und geheilt binnen 3 Tagen.
r echsele diese Mittel nicht mit jenen Zufallsgemischen betrügerischer I

Kurpfuscherei, die schon Manchem die Augen geöffnet. Der beste Beweis,dass meine
Mittel im hofl‘nungslosesten Zustande noch heilen‚ist der, dass Jeder denErfolg schon den
zweiten Tag verspürt und zwar einerlei, ob es eine schwächere oder stärkere Natur «
ist. Die Mittel können vom Greise wie vom Kinde gebraucht werden, ferner wird
derjenige, welcher seinem Berufe noch nachgehen kann, durch die Kur nicht ge-
stört, mögen nun die Leiden durch Erkältung, Fallen, feuchte Wohnung, verdorbenen z-
Magen, durch Ueberanstregung der Nerven u. s. w. entstanden sein. Ich brauche j

« nicht zu wissen, ob die gewöhnlichen Kuren wie Schwitzen, Leberthran, Petroleum. T
Baden, Warmhalten oder sonstige Quacksalbereien schon angewandt sind, nur bitte
ich, kurz das Leiden u. sein Stadium zu beschreiben. Bitte um genaue Wohnungsangabe. F;

L. G. Moessmger m Frankfurt a. M. i
Vor Anwendung meiner Kur (welche nur unbedeutende pecuniäre Opfer aufer- kg.

legt) kann elne grosse Reihe von Dankschreiben Geheilter, die mir allein in den ji«-Erz
letzten Wochen zugekommen, und über deren Authenticität sich bei den Betref— ist«-«
fanden zu lnformiren Ich Jedermann freistelle, eingesehen werden.
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Hamburg-Amerikamsche Packetfahrt-
Actrengesellschast.

Directe Deutsche Post-Dampfschisssahrt

HAMBURG mitwirke-rann
regelmäßig jeden Mittwoch, Morgens.

Passage-Preise: . s
l. Cajüte 500Mark. ll. Cajiite 300Mark. Zwischendecl120 Mark.

Nähere Auskunft wegen Fracht und Passage ertheilt

August BOltGH, Wm. Miller’s Nachfolger,
33/34 Admiralitätsstraße, Hamburg,

sowie der concess. Haupt-Agent Julius Sache in Vreslau, Caris-
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4 bis 200 Stücke spielend, mit oder
ohne Expression, Mandoline, Trommel,
Glocken, ·Castagnetten, Himmelstimmem
Harfensptel 2c.

2 bis 16» Stücke spielend, ferner Necef-
farres, Crgarrenftänder, Schweizerhäus-
chen, Photographiealbums, Schreibzeuge,
Handschuhkasten, Briefbeschwerer, Blu-
menrzasery Cigarren-Etuis, Tabaksdosen,
Arbeitstrsche Flaschen, Biergläser, Vorte-
monnaies, Stühle, 2c., alles mit Musik.
Stets das Neueste empfiehlt

  

KAlle angebotenen Werke,in denen
mein Name nicht steht, sind fremde
empfehle ojedermann directen
rllustrirte Preislisten fende franco.

Spielwerke

 

  
    

 

Spieldosen

 

  

    
  
  
  
  
  

 

Heller, Bern.
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Bezug-

 

    

 

 

 

' Vorsatz-Verkauf
Von heute ab beginnt der Bauholz-

Verkauf aus freier Hand nach der Forst-
taxe in den Herzogl. Forstrevieren Be rn-
stadt, Patschkeh, Klein-Ellguth
und Wilhelminenort.

Käufer können sich daher zum Aus-
zeichnen des Bauholzes in den Vor-
mittagsstunden bei den betreffenden Re-
Vierförstern melden, die Stämme jedoch
erst nach erfolgter Vermessung und Be-
zahlung an die Forstkafse abfahren.

Bernstadt, den 26. Novbr. 1877.

Das Herzogliche Forst-Amt.
Schöngahrt.
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 straße 24, und der Agentlsalomon Eisner in Kempen, ebenso der
General-Agent Wilhelm Makler in B erlin, Jnvalidenstraße 121.

O WWWEMHMWMMWWM

Lotterie
für den von Jhrer Majestät der Königin Carola von Sachsen

gegründeten Albertverein.
Der Reinertrag dieser Lotterie wird nur zur Vollendung der zu Dresden im Bau be-

griffenen Pflegerinnenfchule und Afyl nebst Krankenhäufern verwendet:

200,000 Loose e 5 Mark und 20,000 Gewinne.
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 l. Hauptgemiarn Ein vollständiges Tafefferaire für 36 Jierfoaen Mark 30,000.
2. „ Ein silberferoire für 24 Verfonea anl üassützen etc. Mark 20,000.
3. „ Ein Brillaatfchrnmä Mark 10,000. _ .'
’l. „ Ein Verzeihn-Tafel- und Dessertsderorre für 24 Personen nebfl Kron-

leachter and Earningarnilar Mark 5000. .
Eine vollständige lieinenslliiifrhe-llasllallang Mark 3000.

Die ferneren gewinn-z im Marthe mm 5 Mark krs 2000 Mark.
Die öffentliche iehung erfolgt in der Zeit vom 3. bis 15. December 1877.

Loofe ä 5 Mar sind zu beziehen durch die Buchhandlung

A. Grüneberger G 00..
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Ein seltenes Ereigniss «

ja, ein im Buchhandel gewiß Seusation
erregender Fall ist es, wenn ein Buch
100 Auflagen erlebt, denn einen so
großartigen Erfolg kann nur ein Werk
erzielen, welches sich in ganz außer-

; —ordenttither Weise die Gunst des Publi-
l kums erworben hat. — Das berühmte
- populär-medicinische Werk : «Dk.Airh’s
Naturheilmethode«’ erschien in

o(1 Einhundertster Auflage Po

und liegt darin allein schon der beste
Beweis für die Gediegenheit seines Jn-
halte. Diese reich maritim vollständig
umgearbeitete Inder-Ausgabe kann
mit Recht allen Kranken, welche de-
währte Heilmittel zur Beseitigung ihrer
Leiden anwenden wollen, dringend ur
Durchsicht empfohlen werden. ie
darin abgedruckten Original-Music
beweisen die außerordentlichen heiter-folge
und sind eine Garantie dafür, daß das
Vertrauen der Kranken nicht getäuscht
wird. Obiges 544 Seiten starke, mir
1 Mark kostende Buch kann durch jede
Buchhandlung bezogen werden; man
verlange und nehme jedoch nur „Dr.
am ’B Naturheilmethode«, Original-

nsgaoe von Richten- vertage-
Anfialt in Leipzig

      
              
   

 

        

    
      

  
    
  
  

    
    
 
 

ECB-C-Büchkt
vorräthig in A. L u d wi g’i8 Buchdruckerei.


